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Merkblatt Aufbewahrungsfristen 

Die in einer Behörde geführten Aufzeichnungen können nicht nur für die Bearbeiter*innen 

(Präzedenz) oder die eigene Einrichtung (Rechtssicherung, Nachvollziehbarkeit), sondern 

auch für andere Behörden (Wahrung des Prüfungsrechts), die Öffentlichkeit (Wahrung der 

Verwaltungskontinuität) und bei personenbezogenen Unterlagen natürlich für Betroffene 

(Rechtswahrung) von Wert sein. 

Für die Festlegung der Aufbewahrungsdauer von Verwaltungsschriftgut können daher allgemein 

folgende Kriterien angelegt werden: 

 Grad der Zuständigkeit 

Aktenart Federführung Mitwirkung Information 

Generalakten: Vorarbeiten Gesetze/ Verordnungen  10-30 Jahre  10 Jahre  5 Jahre  

Generalakten: Vorarbeiten Verwaltungsvorschriften  10-20 Jahre  10 Jahre  5 Jahre  

Generalakten: Entscheidungen / Berichte  10-15 Jahre  10 Jahre  5 Jahre  

Sachakten: einzelne Verwaltungsaufgaben  10 Jahre  5 Jahre  5 Jahre  

Einzelfallakten (massenhaft gleichförmige Akten / 

Vorgänge)  
10 Jahre  5 Jahre  1 Jahr  

Einzelfallakten: Musterfallakten  10-20 Jahre  5 Jahre  1 Jahr  

Akten zur Vorbereitung und Auslegung von 

Rechtsvorschriften  
30 Jahre  5 Jahre  1 Jahr  

Akten zur Vorbereitung und Auslegung von 

Verwaltungsvorschriften  
20 Jahre  5 Jahre  1 Jahr  

Weglegesachen  1 Jahr  1 Jahr  1 Jahr  

Quellen: Heinz Hoffmann, Behördliche Schriftgutverwaltung, München 2000, S. 347 und Handreichung zu 
Aufbewahrungsfristen, Digitale Verwaltung NRW – E-Verwaltungsarbeit in NRW, 2012. 

Aufbewahrungsfristen sind: 

• von jeder Behörden und Einrichtung des Landes Berlin selbst festzulegen, wenn keine 

Rechts- oder Verwaltungsvorschriften verbindliche Fristen definieren 

• so kurz wie möglich anzusetzen, um die Aufbewahrung wirtschaftlich zu gestalten und so 

lang wie notwendig, um amtliche Dokumentations- und Nachweispflichten zu erfüllen 

• bei Generalakten oder „Allgemeine Vorgänge“ möglichst zentral für eine ganze 

Behörde festzulegen, wenn keine bereichsspezifischen Fristen nötig sind 

• in Form einer Fristkennzeichnung (Ablaufdatum) auf der Akten, bzw. bei elektronischer 

Aktenführung als Metadatum zu vermerken, bevor sie in die Altregistratur abgegeben 

werden (vgl. § 67 GGO I, Abs. 3). 

 

http://www.larch.verwalt-berlin.de/cms/?p=276
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Nach Ablauf der Aufbewahrungsfristen dürfen Unterlagen nicht eigenständig vernichtet  oder 

automatisiert gelöscht werden, sondern sind dem Landesarchiv Berlin unverändert anzubieten 

(→ Anbietungspflicht). 
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